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«Sie fahren damit das Ganze an die Wand»
St.Galler Kantonsparlament schränkt Umsetzung der Pflegeinitiative ein: FDP und SVP setzen Rückzahlungspflicht durch.

RegulaWeik

Siesindsicheinig:Esmangeltan
Pflegefachkräften. Sie sind sich
aucheinig:Esmussetwasunter-
nommen werden. Und sie sind
sich auch einig: Es ist gut, dass
die Regierung bei der Ausbil-
dungsoffensiveeinzügigesTem-
po anschlägt. Doch dann ist es
mit der Einigkeit im St.Galler
Kantonsparlament abrupt zu
Ende. Bereits die ersten Voten
lassen nichts Gutes erahnen.
Rasch wird der Fokus auf die
Kosten gelegt. Und darauf, dass
derKantondiefinanzielleUnter-
stützungderPflegefachpersonen
anBedingungenknüpfen solle.

Zweieinhalb Jahre ist es her,
seitdieSchweizerStimmberech-
tigten der Pflegeinitiative zuge-
stimmthaben.DerBundwilldie-
se inzweiEtappenumsetzen.Zu-
erst solldieAusbildunggefördert
werden,dannsollendieArbeits-
bedingungen des Pflegeperso-
nals verbessert werden. Diesem
Vorgehen schloss sich der Kan-
ton St.Gallen an. Und so schlug
die Regierung in einem ersten
Schritt Ausbildungsbeiträge für
Pflegestudierende vor. Darüber
hat das Kantonsparlament am
Montag beraten.

Ein wichtiger Grund, wes-
halb nur wenige Pflegende eine
höhere Ausbildung anstreben,
dürfte der knappe «Lehrlings-
lohn» von 1300 Franken sein.
DochgenauanPflegendenman-
gelt es am stärksten im Kanton.
DerKantonsetztmit seinenAus-
bildungsbeiträgendennauchda
an. Pflegestudierende sollen
zwischen 25000 und 40000
Franken pro Jahr erhalten, um
den Lebensunterhalt bestreiten
zu können. Der Kanton rechnet
mit Kosten zwischen 100 und
maximal 128MillionenFranken
– in den nächsten acht Jahren.

«Davonkönnenandere
Berufenur träumen»
Da hakten denn auch die Kriti-
ker ein.«Wirwollenkeinbedin-
gungslosesGrundeinkommen»,
argumentierte FDP-Präsident
und Kantonsrat Raphael Frei.
«Auf Staatskosten ausgebildete

Berufsleute sollen eine gewisse
Zeit im Beruf verweilen müs-
sen.»UndSVP-KantonsratBru-
no Dudli doppelte für seine
Fraktion nach: Bei dieser Höhe
derAusbildungsbeiträgemüsse
der Kanton auch «einen lang-
fristigenNutzendaraus ziehen»
– sprich: jene, die von der «sub-
ventioniertenAusbildung»pro-
fitieren,müssenVerpflichtungen
eingehen. Auch wenn Personal
und Patienten davon profitier-
ten: Von einer derart grosszügi-
gen, gesetzlich verankerten
Unterstützung könnten andere
Berufsgruppen nur träumen.
Damit stand die Rückzahlungs-
pflicht imRaum.

Gesundheitschef Bruno Da-
mannwehrte sich vehement da-
gegen. Die Studierenden benö-
tigten die Ausbildungsbeiträge
zurExistenzsicherung.Bei einer
Rückzahlung müssten sie sich
verschulden. Die umliegenden
Kantone würden keine derarti-
gen Einschränkungen kennen –
«sie können dann wieder jam-
mern, wenn sich junge Leute
nach Zürich, demThurgau oder
Graubündenorientieren»,appel-
lierte er ans Parlament. Zudem
würdedasGanzeeinenenormen
administrativenAufwandauslö-

sen. Damann sprach von einem
«Bürokratie-Monster».

«Sieerweisensicheinen
Bärendienst»
Keine Verpflichtungen wollten
auch die Fraktionen von Mitte-
EVPsowieSP-Grüne-GLP.«Wir

streben eine Ausbildungsoffen-
sive an, mit der Rückzahlungs-
pflicht machen wir das Gegen-
teil: Es besteht die Gefahr einer
Ausbildungsdefensive», sagte
etwa Florian Kobler, SP-Kan-
tonsrat und Präsident des kan-
tonalenGewerkschaftsbundes.

Luzia Krempl-Gnädinger (Mit-
te) hielt fest: In den Voten der
Befürworter von Auflagen drü-
ckeMisstrauendurch.«Sie stel-
len denWillen der Pflegenden,
im Beruf zu verbleiben, im Vor-
aus in Frage.» Ihr Parteikollege
undArztThomasWarzinek sag-

te schliesslichdeutlich:«Sie fah-
rendamitdiePflegeinitiative an
die Wand. Wir verlieren so die
jungen Leute. Sie erweisen sich
einen Bärendienst.» Der Bund
sieht keine Rückerstattung vor.

Das letzteWort
hatdasVolk
Die Appelle gegen eine Rück-
zahlungspflicht verpufften wir-
kungslos.Schliesslichsetztesich
die FDP – unterstützt von der
SVP – durch. So müssen Studie-
rende bei einem Abbruch der
AusbildungdieHälftederbereits
ausbezahlten Beiträge zurück-
erstatten. Und sie müssen nach
AbschlussderAusbildung«wäh-
rend zwei Jahren lückenlos als
Pflegefachperson in der
Schweiz» tätig sein.Daging fast
unter,dassdasParlamentbereits
zuvor auch die Ausbildungsbei-
träge auf jährlich 20000 bis
30000Frankengekürzt hatte.

Die zweite Lesung findet
heute Dienstag statt. Doch das
letzte Wort haben die St.Galler
Stimmberechtigten:DieAbstim-
mung findet voraussichtlich im
November statt. Denn die Aus-
bildungsbeiträge sollenmöglich
rasch ausbezahlt werden – übri-
gens nur aufGesuchhin.

Mehr Unterstützung für Pflegende: Wenn es konkret wird, gehen die Meinungen auseinander. Bild: key

Unter Alkoholeinfluss gewütet
Ein Vater hat sein Kind gewürgt, seine Frau bedroht und deren neuen Partner verletzt. Er wird verurteilt. Nun locktNewYork.

ReinholdMeier

So richtig erklären konnte sich
der heute 50-jährige an Schran-
ken die ganze Geschichte selbst
nicht. Er habe nie Probleme ge-
habt in der Schweiz, beteuerte
derheute50-jährigeausdemKo-
sovo mit entwaffnender Gestik.
Nie. Er sei über 20 Jahre hier,
habe immergearbeitet, ergänzte
er.Warumesdenndannmitdem
Deutsch so hapere, dass er zur
VerhandlungeinenDolmetscher
brauche, forschte das Gericht
nach. Auf der Baustelle werde
viel Italienisch gesprochen, ent-
gegnete er. Dann klingelte sein
Natel. «Oh, sorry, vergessen.»

Der Ernst der Lage rückte
nach vorne, als es um die vier

Straftatbestände ging, die ihm
die Anklage zur Last legte. Da-
nach soll er mit einemAlkohol-
spiegel von 1,35Promille seinen
damals 16-jährigen Sohn bei
einem Fussballplatz in der Re-
gion Werdenberg-Sarganser-
landamHals gepackt undzuge-
drückthaben, rechtlichgesehen
eineeinfacheKörperverletzung.
Kurz darauf telefonierte er sei-
nerEx-Partnerin unddrohte ihr
in aggressivem Ton «schlimme
Dinge» an. Es werde «proble-
matisch». Die gab den Hörer
ihremneuenPartnerweiter, der
ebenfalls bedroht wurde.

DerAngeklagte fuhr sodann
betrunken zu seiner Ex. Dort
wartete bereits deren Neuer
samt Freund. Obwohl der An-

greifer einTeppichmesser zück-
te, dessen Klinge ausfuhr und
damit auf Kopf, Hals und Ober-
körper des Opfers einstach,
konnte dasOpfer denAngreifer
zuBodenringenundmit seinem
Kumpel festhalten, bis die Poli-
zei eintraf. Die Wunden waren
eher bescheiden, sie hätten je-
doch lebensgefährlich enden
können.Sostandeineversuchte
schwere Körperverletzung im
Raum. Schliesslich schlug noch
eineweitereTrunkenheitsfahrt,
einenMonatvordemAusraster,
zu Buche.

Die Anklage betonte, alle
Tatbestände seien eingestan-
den.DerMannsei seit demVor-
fall von vor zwei Jahren absti-
nent. «Under istwillig, dranzu-

bleiben.» Überhaupt habe der
AlkoholdenHauptanteil anden
Delikten.DerBeschuldigtehabe
sonstundbisheuteeineguteBe-
ziehung zu seiner Ex-Frau und
seinen Kindern. Alle hätten
denn auch unisono ihrDesinte-
resse an der Strafverfolgung er-
klärt. Zudemsei er bisherunbe-
scholten und habe sich im Ver-
fahrenwohl verhalten.

Nicht
ohneBewährungshilfe
Die Verteidigung mochte dem
kaumwidersprechen. «Er zeigt
authentische Reue und trinkt
seit der U-Haft keinen Tropfen
Alkohol.» So sei auf einen Lan-
desverweis zu verzichten. «Da-
mit würden nur seine Kinder

und deren Mutter bestraft»,
hiess es. Man habe sich mit der
Anklage denn auch auf ein ab-
gekürztes Verfahren geeinigt.
DasGericht erhob den gemein-
samenUrteilsvorschlagschliess-
lich zum Urteil und sprach den
Beschuldigten antragsgemäss
schuldig.Nunwerden20Mona-
te Haft fällig, bedingt auf zwei
Jahre Probezeit. Für diese Zeit
wird eine Bewährungshilfe an-
geordnet sowiedieWeisung zur
Alkoholabstinenz. Der Ver-
urteiltemuss somit regelmässig
Urin-undHaarprobenabgeben.

In einem ersten Anlauf im
SpätsommervergangenenJahres
hatte das Gericht unter einem
anderen Vorsitzenden den Fall
schoneinmalbearbeitet.Damals

folgte es dem gemeinsamen
UrteilsvorschlagderParteien je-
dochüberraschenderweisenicht
wie sonst üblich. Mit bloss elf
Monaten auf Bewährung sei der
Rahmen des Nötigen markant
unterschritten worden, hiess es.
Esmüsse einhärteres Strafmass
her.Das jüngsteUrteil folgtdem
und ist bereits rechtskräftig,
nachdem beide Seiten auf Ein-
spruch verzichtet haben. Auch
der Verurteilte akzeptierte es
ohne Zucken. Allein die Verfah-
renskosten von gesamthaft
33978Frankenverursachtenihm
Bauchweh. SovielGeld.Erhabe
docheineneueFreundin, inNew
York, genauer gesagt, in Brook-
lyn. Man beabsichtige, bald zu
heiraten.

Kommentar

Schon vor dem Start ausgehöhlt
Mit 128Millionen Franken
während acht Jahrenwill der
St.Galler Kantonsrat den
Fachkräftemangel in der
Pflege bekämpfen. Zuvor hat
er aber amMontag eine Rück-
zahlungspflicht bei Ausbil-
dungsabbrüchen beschlossen.
Zudemmüssen die Studieren-
den nach demAbschluss
während zweier Jahre «lücken-
los als Pflegefachpersonen in
der Schweiz» arbeiten.Mit
diesen unnötigenHürden
bremst das Parlament die
Offensive aus, bevor sie über-
haupt gestartet ist. Die Ein-

schränkung ist aus drei Grün-
den problematisch.

Erstenswerden sich angehen-
de Pflegefachpersonen nach
diesemEntscheid gut überle-
gen, inwelchemKanton sie
ihre Ausbildung beginnen.
Benachbarte Kantone kennen
nämlich keine Rückzahlungs-
pflicht. Der Kantonsrat hat
damit ohneNot seineWettbe-
werbsposition imKampf um
Pflegefachkräfte verschlech-
tert. Die bürokratischenAufla-
genwerden die Abwanderung
nicht verhindern, wie es sich

die vorberatendeKommission
wünschte. Sie werden dazu
führen, dass Talente einen
weiten Bogen umdenKanton
St.Gallenmachen. Darüber
hinaus ist zweitens schon jetzt
klar, dass dieKontrolle der
Hürden einen erheblichen
bürokratischenAufwandmit
sich bringenwird.Welches sind
legitimeGründe für einen
Studienabbruch?Wird eine
Studienunterbrechungwegen
einerMutterschaft toleriert?
Undwaswäre ein akzeptabler
Härtefall, bei demderKanton
auf dieTeilrückzahlung ver-

zichtet? Fragenüber Fragen,
mit denen sichdie kantonale
Verwaltung indenkommenden
Jahrenherumschlagenmuss.

Schliesslich setzt der Kanton
mit der teilweisen Aushöhlung
der Ausbildungsoffensive
schlicht das falsche Signal.
Während und nach der Coro-
nakrise war viel von derWert-
schätzung die Rede, welche die
Pflegenden verdient hätten.
Nunwill der Kanton dieWei-
terbildung zur Pflegefachkraft
endlich attraktivermachen –
undmacht gleichwieder einen

halben Schritt zurück.Wer als
attraktiver Ausbildungskanton
geltenwill, demmuss ein
grosszügiger Ruf vorauseilen.
Mit Knausrigkeit ist dem
Fachkräftemangel nicht beizu-
kommen.
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